
LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
18. Wahlperiode 

 

Drucksache  18/20549 

 15.07.2026 
 

Datum des Originals: 09.07.2026/Ausgegeben: 23.07.2026 

 

 
Antwort 

der Landesregierung 
auf die Große Anfrage 41 
der Fraktion SPD 
Drucksache 18/18355 
 
 
Nur Reaktion oder echte strategische Prävention: Was ist der Plan der Landesregierung 
gegen die Afrikanische Schweinepest (ASP)? 
 
 
Vorbemerkung der Großen Anfrage 
 
Ist die nordrhein-westfälische Landesregierung der Bekämpfung der Afrikanischen 
Schweinpest gewachsen? Trotz aller Beteuerungen gelingt es bislang nicht, die Ausbreitung 
dieser Tierseuche auf überschaubarer Fläche aufzuhalten. Zuletzt musste 
Landwirtschaftsministerin Silke Gorißen die Schutzzone abermals ausweiten.1 Die ergriffenen 
Maßnahmen haben offenkundig nicht gereicht, um die Seuche zu stoppen. Was in diesen 
Tagen noch nach einem lokalen Problem in Südwestfalen aussieht, darf auf keinen Fall zur 
Belastung für weitere Teile Nordrhein-Westfalens werden. Spätestens eine Ausbreitung der 
Afrikanischen Schweinepest in Richtung der zahlreichen Schweinemast-Betriebe im 
Münsterland wäre eine fatale Bedrohung für etliche Tiere – und dann auch eine wirtschaftliche 
Zumutung für ganze Regionen. 
 
Bislang informiert das zuständige Ministerium für Landwirtschaft und Verbraucherschutz die 
Öffentlichkeit und das Parlament in den Sitzungen des zuständigen Fachausschusses oder in 
akuten Fällen via Pressemitteilung über den aktuellen Seuchen-Sachstand. Gleichzeitig hat 
die Bedrohung „Afrikanische Schweinepest“ eine derartige Dimension angenommen, dass das 
Parlament und die Öffentlichkeit grundständig und transparent nachvollziehen können 
müssen, ob und welche Gesamtstrategie die nordrhein-westfälische Landesregierung zur 
Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest verfolgt. Dies soll durch die vorliegende Große 
Anfrage erreicht werden. 
 
Eine erfolgreiche Strategie basiert auf einem Zusammenspiel verschiedener Rechtsrahmen. 
Maßgeblich sind die Regelungen des europäischen Tiergesundheitsrechts, namentlich der 
Verordnung (EU) 2016/429 („Animal Health Law“) und darauf aufbauender 
Durchführungsbestimmungen, sowie das Tiergesundheitsgesetz des Bundes und die 
entsprechenden Vollzugsvorschriften der Länder. Während Bund und Europäische Union die 
Rahmenbedingungen festlegen, liegt die Umsetzung der Maßnahmen in weiten Teilen bei den 
Ländern und den zuständigen Behörden vor Ort. 
 

 
1 https://www.lave.nrw.de/afrikanische-schweinepest-nordrhein-westfalen-staerkt-schutzzaeune-und-
weitet-die-sperrzone-aus 

https://www.lave.nrw.de/afrikanische-schweinepest-nordrhein-westfalen-staerkt-schutzzaeune-und-weitet-die-sperrzone-aus
https://www.lave.nrw.de/afrikanische-schweinepest-nordrhein-westfalen-staerkt-schutzzaeune-und-weitet-die-sperrzone-aus
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Die praktische Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest erfordert daher eine enge 
Abstimmung zwischen den Landesbehörden, den Veterinärämtern der Kreise und kreisfreien 
Städte, den Jagdausübungsberechtigten, den land- und forstwirtschaftlichen Betrieben sowie 
weiteren beteiligten Akteuren. Zu den zentralen Elementen einer erfolgreichen 
Bekämpfungsstrategie zählen unter anderem die Einrichtung von Restriktionszonen, die 
systematische Suche nach verendeten Wildschweinen, Maßnahmen zur Verhinderung der 
weiteren Virusverbreitung sowie eine konsequente Reduktion der Schwarzwildpopulation in 
den betroffenen Gebieten. Ergänzt werden diese Maßnahmen im Optimalfall durch 
Zaunanlagen, logistische Vorkehrungen zur Bergung und Entsorgung von Kadavern sowie 
durch Monitoringinstrumente zur Beobachtung der Wildtierpopulation und des 
Seuchengeschehens. 
 
Eine besondere Herausforderung bei der Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest 
besteht darin, dass das Virus in freilebenden Schwarzwildpopulationen überdauern kann. 
Anders als bei anderen Tierseuchen ist die Bekämpfung daher nicht allein auf Maßnahmen in 
der Nutztierhaltung beschränkt, sondern erfordert ein umfassendes Management der 
Wildtierpopulation. Verendete infizierte Tiere können über längere Zeit infektiös bleiben und 
stellen damit eine dauerhafte Infektionsquelle für weitere Wildschweine dar. Daher sind die 
systematische Kadaversuche, die schnelle Bergung und unschädliche Beseitigung verendeter 
Tiere sowie eine konsequente Reduktion der Schwarzwildpopulation unerlässlich. 
 
Gleichzeitig ist die tatsächliche Größe und räumliche Verteilung der Schwarzwildpopulation 
häufig nur näherungsweise bekannt. Dennoch bilden entsprechende Schätzungen eine 
wesentliche Grundlage für die Bewertung der Wirksamkeit von Bejagungsmaßnahmen sowie 
für die Planung weiterer seuchenhygienischer Maßnahmen. Ebenso wichtig ist eine möglichst 
aktuelle und belastbare Datengrundlage über Kadaverfunde, Jagdstrecken, 
Bestandsentwicklungen und die räumliche Dynamik des Seuchengeschehens. Ohne eine 
solche Datengrundlage lassen sich Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrikanischen 
Schweinepest nur eingeschränkt steuern und ihre Wirksamkeit nur schwer bewerten. 
 
Eine umfassende parlamentarische Aufarbeitung dieser und weiterer Aspekte ist erforderlich, 
um Transparenz über die bisherigen Maßnahmen zu erreichen, ihre Wirksamkeit zu bewerten 
und gegebenenfalls Anpassungsbedarf zu identifizieren. Zugleich dient diese Anfrage dazu, 
eine effektive und nachvollziehbare Tierseuchenbekämpfung im Interesse von Landwirtschaft, 
Jagd, Natur und Gesellschaft sicherzustellen. 
 
 
Die Ministerin für Landwirtschaft und Verbraucherschutz hat die Große Anfrage 41 mit 
Schreiben vom 9. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie, dem Minister der Finanzen sowie dem 
Minister für Umwelt, Naturschutz und Verkehr beantwortet. 
 
 
1. Wie bewertet die Landesregierung das aktuelle Seuchengeschehen der 

Afrikanischen Schweinepest (ASP) in Nordrhein-Westfalen im Hinblick auf die 
Wirksamkeit bisheriger Präventions- und Eindämmungsmaßnahmen sowie auf 
das Risiko einer weiteren räumlichen Ausbreitung und eines Übertritts auf 
Nutztierbestände?   

 
Durch die bislang ergriffenen Maßnahmen zur Eindämmung der Afrikanischen Schweinepest 
(ASP) in Nordrhein-Westfalen konnte eine großflächige Ausbreitung der Tierseuche bei den 
Wildschweinen (Schwarzwildbestand) sowie ein Eintrag in den Hausschweinbestand bisher 
verhindert werden.  
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Durch die vor dem Ersteintrag der ASP vom Land und den Kreisen getroffenen 
Vorsorgemaßnahmen war es möglich, unverzüglich die erforderlichen Schritte zur 
Verhinderung einer weiteren Ausbreitung der Tierseuche zu treffen. Beispielsweise konnten 
Suchmaßnahmen nach weiteren Wildschweinkadavern sowie die spätere Umzäunung des 
Fundgebietes unmittelbar umgesetzt werden, da auf der Grundlage eines genau für dieses 
Tierseuchenszenario geschlossenen Rahmenvertrages des Landes mit der Wildtierseuchen-
Vorsorge-Gesellschaft mbH (WSVG) bereits entsprechende Bekämpfungsstrukturen 
vorhanden waren. Die von der ASP betroffenen und für deren Bekämpfung zuständigen Kreise   
konnten sofort darauf zurückgreifen. 
 
Die weitere Ausbreitung des ASP-Virus im Wildschweinbestand der Ausbruchsregion konnte 
verlangsamt werden. Die entsprechenden Erweiterungen des Kerngebiets sowie 
Anpassungen der Sperrzonen I und II in der Ausbruchsregion sind im Rahmen eines ASP-
Geschehens im Wildschweinbestand erwartbar. Eine große Herausforderung bleiben die 
topographischen Verhältnisse, die sehr waldreiche Region im Ausbruchsgebiet und 
grundsätzlich die Dynamik eines Tierseuchengeschehens im Wildtierbestand.  
 
 
2. Welche konkreten Daten lagen der Landesregierung zum Zeitpunkt der Sitzung 

des Ausschusses für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, Landwirtschaft, 
Forsten und ländliche Räume vom 04.02.2026 zur Bewertung der Seuchenlage 
vor?   

 
Relevante Daten zum Seuchengeschehen wurden dem Präsidenten des Landtags als 
schriftlicher Bericht zum aktuellen Seuchengeschehen als Vorbereitung für die 
Ausschusssitzung übermittelt (Vorlage 18/4795 vom 30. Januar 2026).  
 
 
3. Inwieweit hat sich die Landesregierung mit anderen Bundesländern 

(insbesondere Brandenburg und Sachsen) über erfolgreiche Strategien zur  
ASP-Bekämpfung ausgetauscht und welche Maßnahmen wurden übernommen 
oder geprüft? Welcher weitere Austausch ist vorgesehen? 

 
Nordrhein-Westfalen tauscht sich regelmäßig mit den Bundesbehörden und anderen 
Bundesländern über das ASP-Geschehen aus. Im Halbjahresrhythmus findet eine Sitzung der 
Länderarbeitsgemeinschaft Tierseuchen, Tiergesundheit (AG TT) der 
Länderarbeitsgemeinschaft Verbraucherschutz (LAV) mit Teilnehmenden der 
Bundesbehörden und allen Bundesländern statt. Besprechungen der AG TT haben zuletzt am 
1. und 2. Dezember 2025 sowie am 18. und 19. Mai 2026 stattgefunden. Hinzu kommen 
Tierseuchenreferentensitzungen mit Teilnehmenden aus anderen Bundesländern. Sitzungen 
in diesem Format wurden seit Erstnachweis der ASP in Nordrhein-Westfalen am 3. und 4. Juli 
2025 sowie am 1. Juni 2026 durchgeführt. Ein Mal im Monat lädt das Bundesministerium für 
Landwirtschaft, Ernährung und Heimat (BMLEH) alle betroffenen Bundesländer zur 
gemeinsamen Abstimmung in der ASP-Bekämpfung ein. In zweiwöchigem Rhythmus findet 
zudem ein Länderaustausch der Tierseuchenexperten der betroffenen westlichen 
Bundesländer Hessen, Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg, Bayern und Nordrhein-
Westfalen zum Thema ASP statt, bei dem die Lage in den jeweiligen Ländern dargestellt und 
Erfahrungen zu wichtigen Bekämpfungsmaßnahmen und Themen, wie z. B. Zäunung, 
Wildbiologie, Epidemiologie und Forschung ausgetauscht werden. Das erneut betroffene 
Bundesland Sachsen wird zukünftig ebenfalls an diesem Austausch teilnehmen.  
Darüber hinaus tauschen sich auch die Staatssekretärinnen und Staatssekretäre der 
genannten Bundesländer regelmäßig aus. Alle zwei Wochen findet zudem eine 
Videokonferenz mit Teilnehmenden aus Hessen, Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg, 
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Bayern und Nordrhein-Westfalen zum Austausch über praktische Fragestellungen hinsichtlich 
Zaunbaumaßnahmen und zur konkreten Planung von länderübergreifenden Maßnahmen wie 
der Errichtung von sogenannten weißen Zonen (Gebiete mit deutlich reduziertem 
Wildschweinebesatz) und Bejagungsstrategien statt.  
Weiterhin findet seit Anfang Juni 2026 ein wöchentlicher Austausch der Landesministerien und 
nachgeordneten Behörden der Bundesländer Hessen, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-
Westfalen zur konkreten Planung der gemeinsamen Errichtung von weißen Zonen entlang der 
Landesgrenzen und zum Bericht über den Fortschritt der Zaunbaumaßnahmen in den 
jeweiligen Bundesländern statt.  
Auf der Fachbesprechung des Landesamtes für Verbraucherschutz und Ernährung (LAVE) 
am 3. Juni 2026 hat eine Vertreterin aus Sachsen zur Entwicklung der ASP in Sachsen 
berichtet. Nordrhein-Westfalen berichtete zudem im Januar 2026 auf dem Leipziger 
Tierärztetag zur ASP und es erfolgte ein persönlicher Austausch mit der zuständigen 
Fachbehörde aus Sachsen. 
 
In die Maßnahmen zur Bekämpfung der ASP in Nordrhein-Westfalen sind Erfahrungen aus 
den anderen Bundesländern, insbesondere bezüglich der Durchführung der Kadaversuche mit 
Hundegespannen, des Einsatzes von Drohnen für das Monitoring und die Jagd, des Zaunbaus 
und den ersten Planungen von weißen Zonen eingeflossen.  
 
 
4. Welche strategischen und operativen Handlungsspielräume hat das Land NRW 

innerhalb des geltenden EU-, Bundes- und Landesrechts zur Bekämpfung der 
ASP? 

 
Nach europäischem Tiergesundheitsrecht ist die ASP eine gemäß Artikel 9 Absatz 1 
Buchstabe a der VO (EU) 2016/429 gelistete Seuche der Kategorie A, die normalerweise nicht 
in der Union auftritt und für die unmittelbare Tilgungsmaßnahmen ergriffen werden müssen, 
sobald sie nachgewiesen wird. Der grundsätzliche Umgang mit der ASP wird in der VO (EU) 
2016/429 und in der Delegierten VO (EU) 2020/687 festgelegt. Besondere 
Seuchenbekämpfungsmaßnahmen in Bezug auf die ASP, die während eines begrenzten 
Zeitraums anzuwenden sind und für gehaltene Schweine und Wildschweine sowie für die von 
Schweinen gehaltenen Erzeugnisse zusätzlich zu den Regelungen aus der Delegierten VO 
(EU) 2020/687 anzuwenden sind, finden sich in der Durchführungsverordnung (DVO) (EU) 
2023/594. Das europäische Recht wird durch bundesrechtliche Regelungen zum 
Tiergesundheitsrecht (Tiergesundheitsgesetz), durch die 
Schweinehaltungshygieneverordnung, die Schweinepest-Verordnung, die Schweinepest-
Monitoring-Verordnung sowie durch Landesrecht (Ausführungsgesetz zum 
Tiergesundheitsgesetz und zum Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz – AG 
TierGesG und TierNebG NRW) ergänzt. 
Die DVO reguliert nicht nur unmittelbare Bekämpfungsmaßnahmen, sondern enthält auch 
Regelungen für die Verbringung von lebenden Schweinen und Wildschweinen, Zuchtmaterial, 
Erzeugnissen tierischen Ursprungs, tierischen Nebenprodukten, frischem Fleisch und 
Fleischerzeugnissen in Sperrzonen.  
Die Regelungen im europäischen Tiergesundheitsrecht sind umfassend und bindend und 
können durch nationales Recht ergänzt, aber nicht abgewandelt werden. Beispielsweise 
können die nach europäischem Tiergesundheitsrecht einzurichtenden Sperrzonen durch ein 
um einen Fundort einzurichtendes Kerngebiet nach nationalem Tierseuchenrecht ergänzt 
werden. Die Vermarktungsmöglichkeiten von Hausschweine- und Wildschweinefleisch sind in 
der DVO dagegen abschließend geregelt. Die Handlungsspielräume auf Landesebene sind 
demensprechend begrenzt.  
In Teilen gewährt das europäische Recht der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats 
Handlungsspielräume durch Ermessensausübung, beispielsweise bei der Regelung von 
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jagdlichen Maßnahmen in Sperrzonen. Liegen Handlungsspielräume vor, orientieren sich die 
Maßnahmen an den Erfahrungen aus anderen Mitgliedstaaten und Bundesländern, Studien 
und Empfehlungen des Friedrich-Loeffler-Instituts (FLI) und des EU Veterinary Emergency 
Teams (EU VET). 
 
 
5. Auf welche konkreten Maßnahmenbündel setzt die Landesregierung in Ausübung 

dieser Spielräume? 
 
Das Maßnahmenbündel bei der Bekämpfung der ASP beim Wildschwein enthält aufbauende 
Bestandteile. Bei Erstnachweis in einer betroffenen Region wird dort zunächst die Jagdruhe 
angeordnet und eine Kadaversuche durchgeführt. Wenn die Kadaversuche in der neu 
betroffenen Region erfolgt ist, wird um das betroffene Gebiet ein Festzaun errichtet. Nach 
Fertigstellung des Zauns wird mit jagdlichen Maßnahmen wieder begonnen, um die Anzahl 
der Wildschweine zu reduzieren. Auch Präventionsmaßnahmen zum Schutz von 
Hausschweinen sind nach wie vor eine wichtige, strategische Komponente bei der ASP-
Bekämpfung. Hierfür werden schweinehaltenden Betrieben Biosicherheitsberatungen und das 
ASP-Früherkennungsprogramm angeboten, die durch Beihilfen der Tierseuchenkasse 
Nordrhein-Westfalen unterstützt werden. 
 
 
6. Nach welchen fachlichen Kriterien priorisiert die Landesregierung einzelne 

Maßnahmen der ASP-Bekämpfung? 
 
Die Maßnahmen der Landesregierung richten sich nach den rechtlichen Vorgaben sowie den 
Erkenntnissen und Erfahrungen des FLI des Bundes und der anderen Bundesländer. 
Regelmäßig werden die Maßnahmen beim Ständigen Ausschuss für Pflanzen, Tiere, Lebens- 
und Futtermittel (Standing Committee on Plants, Animals, Food and Feed, kurz SCoPAFF) 
vorgestellt. Der Ausschuss besteht aus Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von EU-
Regierungen und Behörden sowie ggf. nationalen Expertinnen und Experten. Dessen 
Empfehlungen werden bei der Tierseuchenbekämpfung unverzüglich umgesetzt. Hinzu 
kommen die wissenschaftliche Bewertung des FLI und die aktuellen Ergebnisse und 
Empfehlungen der europäischen Veterinärexperten (EU VET) bei der ASP-Bekämpfung. 
Oberste Priorität bleibt die Verhinderung der Weiterverbreitung der ASP im 
Wildschweinbestand und die Verhinderung der Einschleppung in schweinehaltende Betriebe. 
 
 
7. An welchen Stellen führen personelle oder finanzielle Kapazitätsgrenzen zu 

Priorisierungsentscheidungen? 
 
Die Bekämpfung der ASP bindet erhebliche personelle und finanzielle Kapazitäten in den drei 
betroffenen Kreisen, im LAVE, im Landesbetrieb Wald und Holz und im MLV. Aufgrund 
generell begrenzter Haushalts- und Personalressourcen bedarf es einer Steuerung, wobei die 
Priorität eindeutig auf der Bewältigung der ASP-Seuchenlage liegt.  
 
 
8. Auf welcher konkreten Datengrundlage bewertet die Landesregierung den 

aktuellen Schwarzwildbestand im Kerngebiet und in den Sperrzonen? 
 
Die Bestandsdichte in den Restriktionszonen wird unter Heranziehung verschiedener 
Datensätze und Methoden geschätzt. In den Restriktionszonen wird auf die Jagdstrecken der 
vergangenen Jagdjahre sowie aktuelle Abschuss- und Fallwildzahlen zurückgegriffen. 
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Für gezäunte Areale (vorrangig im Kerngebiet; Stand März 2026) liegen die Ergebnisse einer 
systematischen Drohnenbefliegung vor, die in die Bestandsschätzung eingeflossen sind.  
Grundsätzlich bleibt die Herausforderung, außerhalb von Jagdverbotszonen den 
Schwarzwildbestand durch entsprechende Maßnahmen deutlich zu reduzieren.  
 
 
9. Welche wissenschaftlichen Methoden werden zur Ermittlung dieser 

Bestandszahlen angewendet? 
 
Bei der systematischen Erfassung mittels Drohne wird ein Mindestbestand (Anzahl detektierter 
Wildschweine) sowie eine Schätzung aufgrund von Erfassungswahrscheinlichkeiten und 
Reproduktionsraten angewendet. Die Ermittlung der voraussichtlichen Bestandsdichte erfolgt 
auf der Grundlage der beschriebenen Erkenntnisquellen durch die Forschungsstelle für 
Jagdkunde und Wildtiermanagement im LAVE. 
 
 
10. Welche Flächen liegen den jeweiligen Erhebungen zugrunde? 
 
Die Jagdstreckendaten, d. h. alles innerhalb eines Jagdjahres vom Jäger erlegtes Wild, im 
Straßenverkehr tödlich verunfalltes Wild (Unfallwild) und an unbekannten Todesursachen 
verendetes Wild (Fallwild), werden in Nordrhein-Westfalen jährlich flächendeckend ermittelt.  
Bei der systematischen Drohnenbefliegung wurden alle zum Start der Befliegung am 22. 
Februar 2026 gezäunten Areale systematisch beflogen (ca. 16.600 ha).  
 
 
11. Inwieweit bezieht die Landesregierung bereits umliegende Flächen um die 

bestehenden Schutzzonen in diese Erhebungen ein? 
 
Für die Bewertung der Befliegung wurden umliegende Flächen nicht mit einbezogen. Im 
Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 10 verwiesen. 
 
 
12. Welcher Dienstleister ist im Rahmen des Bestandmonitorings für welches 

konkrete Aufgabengebiet eingesetzt? 
 
Die systematische Befliegung wurde von der Forschungsstelle für Jagdkunde und 
Wildtiermanagement geplant, organisiert und koordiniert. Als Drohnenpiloten wurden ein 
lokaler Dienstleister und Revierjäger eingesetzt. 
 
 
13. Wann wird eine belastbare Kartierung der Schwarzwildpopulation im 

Seuchengebiet vorliegen? 
 
Die Kartierung der Schwarzwildpopulation im Kerngebiet wurde Ende März 2026 
abgeschlossen und Mitte April 2026 ausgewertet.  
 
 
14. Warum wird derzeit lediglich eine Mindestpopulationsgröße ermittelt? 
 
Ziel der entsprechenden Maßnahme war es zunächst, über die Anzahl der gesehenen und 
festgestellten Wildschweine eine Mindestpopulation zu bestimmen. Auf Grundlage dieser 
Erfassung wurde über die Einberechnung einer Erfassungswahrscheinlichkeit und 
Reproduktionsrate eine Schätzung vorgenommen. 
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15. Welche Mindest- und Maximalschätzungen der Schwarzwildpopulation liegen 
aktuell vor? 

 
Die Mindestpopulationsgröße im beflogenen Gebiet lag zum Zeitpunkt der Befliegung bei 220 
Stück. Unter der Berücksichtigung der Erfassungswahrscheinlichkeit wird die Population zum 
Zeitpunkt der Befliegung auf ca. 495 Stück geschätzt. Nach erfolgter Reproduktion wird der 
Bestand auf ca. 1.450 Stück geschätzt. 
 
 
16. Inwiefern hat der Schneefall den Einsatz von Drohnen zum Bestandsmonitoring 

beeinträchtigt? Welche weiteren Wetterphänomene behindern aus Sicht der 
Landesregierung den Drohneneinsatz? 

 
Während Schneefalls ist der Einsatz von Drohnen aufgrund schlechter Sichtverhältnisse nicht 
möglich. Die größten Herausforderungen bei Drohnenbefliegungen sind Nebel und starke 
Windböen. Da Infrarotstrahlen Nebel nicht durchdringen, können zu diesen Zeitpunkten keine 
Zählungen stattfinden. Auch bei Starkböen ist ein Einsatz der Drohne nicht möglich, da die 
Sicherheit der Drohne nicht mehr zu gewährleisten ist. Dessen ungeachtet liefert ein 
Drohneneinsatz zur Bestandsermittlung im Allgemeinen lediglich in den laubfreien Monaten 
aussagekräftige Ergebnisse. 
 
 
17. Welche weiteren Gründe haben den Beginn des Bestandsmonitorings verzögert? 
 
Hauptgrund für die Verschiebung war die wechselhafte und herausfordernde Wetterlage. 
Zudem waren für eine zielgenaue Konzeptionierung des Monitorings umfangreiche 
Abstimmungen zwischen den betroffenen Kreisen, Landesbetrieb Wald und Holz und der 
Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildtiermanagement notwendig. 
 
 
18. Wie viele Wildkameras werden zum Monitoring eingesetzt (bitte Standorte, 

Auswertung und Zeit bis zur Bereitstellung der Ergebnisse angeben)? 
 
Zur Überwachung der Wildschweinpopulation und zur Früherkennung von ASP-Fällen werden 
Wildkameras in den betroffenen Gebieten eingesetzt. Die Standorte werden regelmäßig 
gewechselt und strategisch an Wildwechseln, Futterstellen, Fallenstandorten oder in 
unmittelbarer Nähe des Kerngebiets platziert, um Bewegungsmuster und Tierdichte zu 
erfassen. 
Seitens des Landesbetriebs Wald und Holz NRW sind ca. 130 Wildkameras im Einsatz. Die 
WSVG unterstützt mit ca. 30 Wildkameras. Zusätzlich haben die Kreise Zugriff auf weitere 
Wildkameras und Daten der privaten Jägerschaft. Die Auswertung erfolgt durch die 
Veterinärämter in enger Zusammenarbeit mit dem Landesbetrieb Wald und Holz sowie der 
Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildtiermanagement. Die Ergebnisse stehen in der Regel 
innerhalb von 24 bis 48 Stunden nach Aufnahme zur Verfügung, sofern keine technischen 
Verzögerungen vorliegen. 
 
 
19. Seit wann werden diese Kameras eingesetzt? 
 
Erkenntnisse aus den Aufzeichnungen von Wildkameras in den Ausbruchsregionen werden 
seit Beginn des Seuchenausbruches genutzt. 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20549 

 
 

8 

20. Welche konkrete Bejagungsstrategie verfolgt die Landesregierung zur Reduktion 
der Schwarzwildbestände im Seuchengebiet? 

 
Regelungen zur Bejagung sind in den Allgemeinverfügungen der betroffenen Kreise Olpe und 
Siegen-Wittgenstein sowie des Hochsauerlandkreises enthalten. So muss die Jagd im 
Kerngebiet und bei neuen Fällen in den Sperrzonen zunächst ruhen, damit keine infizierten 
Wildschweine durch jagdliche Aktivitäten vertrieben werden. Wenn diese Gebiete umzäunt 
sind, kann abhängig von der Situation vor Ort nach einiger Zeit auch hier eine verstärkte Jagd 
angeordnet werden. Die jagdlichen Maßnahmen werden von der ASP-Leitstelle Jagd geplant 
und koordiniert. Hierzu gehört auch der Einsatz von derzeit 45 Fallen, welche im Kerngebiet 
und in Sperrzone II positioniert sind. 
 
 
21. Wie viele Stück Schwarzwild wurden seit Ausbruch der ASP erlegt (bitte 

tabellarisch nach Kalenderwochen sowie nach Kerngebiet, Sperrzone I, Sperrzone 
II und NRW insgesamt)? 

 
Seit Ausbruch der ASP wurden insgesamt 51.293 Stück Schwarzwild in Nordrhein-Westfalen 
erlegt. Die zeitliche und örtliche Aufteilung ergibt sich aus der nachstehenden Tabelle. 
Herangezogen wurden die nach Maßgabe der Schweinepest-Monitoring-Verordnung 
erhobenen Daten. Die Auswertung erfolgte für das Jahr 2025 anhand der am 31. Dezember 
2025 geltenden Sperrzonen. Die Auswertung erfolgte für das Jahr 2026 auf Grundlage der am 
12. Juni 2026 geltenden Sperrzonen (Kerngebiet, Sperrzonen II und I). Es wurden Daten bis 
einschließlich 12. Juni 2026 abgefragt.  
Landesweit wurde das Monitoring gemäß der Schweinepest-Monitoring-Verordnung mit 
Verfügung vom 18. Juni 2025 von verendet aufgefundenen und krank erlegten Wildschweinen 
ausgeweitet auf gesund erlegte und verunfallte Wildschweine, sodass zu jedem zu Tode 
gekommenen Wildschwein in Nordrhein-Westfalen ein Untersuchungsergebnis in einer der 
Datenbanken zu erwarten ist. 
 
Erlegte Wildschweine: 

KW  Kerngebiet Sperrzone II Sperrzone I NRW 
insgesamt 

24 2025 4 4 3 100 

25 2025 7 20 45 313 

26 2025 1 5 32 535 

27 2025 8 6 43 599 

28 2025 6 5 49 789 

29 2025 4 7 37 822 

30 2025 2 12 30 901 

31 2025 4 8 50 1.075 

32 2025 5 8 71 1.020 

33 2025 3 14 50 917 
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34 2025 5 12 51 813 

35 2025 10 13 62 865 

36 2025 10 35 64 919 

37 2025 11 21 94 984 

38 2025 9 13 54 766 

39 2025 6 13 58 844 

40 2025 9 28 98 1.005 

41 2025 6 32 74 896 

42 2025 12 34 71 977 

43 2025 20 32 137 1.094 

44 2025 23 53 67 1.347 

45 2025 17 51 122 1.774 

46 2025 25 32 85 1.657 

47 2025 11 54 103 1.777 

48 2025 27 106 99 1.901 

49 2025 6 29 81 1.905 

50 2025 9 36 73 1.882 

51 2025 5 43 55 1.307 

52 2025 6 28 48 639 

1 2026 5 24 61 1.019 

2 2026 18 57 120 1.014 

3 2026 22 68 54 1.018 

4 2026 24 84 59 848 

5 2026 23 58 72 830 

6 2026 21 87 65 795 

7 2026 32 91 67 692 

8 2026 50 110 67 910 

9 2026 36 144 66 969 

10 2026 21 58 60 672 
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11 2026 43 111 88 1.031 

12 2026 26 110 50 930 

13 2026 23 120 100 975 

14 2026 19 98 77 883 

15 2026 30 108 82 918 

16 2026 45 92 114 910 

17 2026 30 59 65 666 

18 2026 123 86 92 868 

19 2026 70 150 90 1.051 

20 2026 90 152 113 1.113 

21 2026 58 138 72 792 

22 2026 45 110 75 701 

23 2026 67 136 99 913 

24 2026 32* 93* 50* 351* 

SUMME 1.224 3.098 3.764 51.293 

 
* = Daten wahrscheinlich unvollständig (z. B. aufgrund verspäteten Probeneingangs, 
Nachuntersuchungen) 
Tabelle 1: Aufschlüsselung der seit Ausbruch der ASP erlegten Wildschweine 
 
 
22. Wie erklärt die Landesregierung sehr geringe Entnahmezahlen in einzelnen 

Wochen? 
 
In neu betroffenen Gebieten wird zunächst eine Jagdruhe angeordnet, damit Wildschweine 
nicht durch jagdliche Maßnahmen vertrieben werden. Die Erfolgsaussichten bei der Entnahme 
von Schwarzwild hängen von mehreren Faktoren ab. Für alle Entnahmearten spielt das Wetter 
eine wesentliche Rolle. Schlechte Sichtverhältnisse, Regen, Schnee sowie starker Wind oder 
Sturm können die Erfolgschancen deutlich verringern und zudem dazu führen, dass ein 
sicheres Betreten des Waldes nicht gewährleistet ist. 
Beim Einsatz von Fallen gibt es Zeiträume, in denen dem Schwarzwild ein so großes 
Nahrungsangebot in der Landschaft zur Verfügung steht – etwa während intensiver Eichel- 
oder Buchenmast –, dass die Lockwirkung des in den Fallen angebotenen Futters erheblich 
sinkt. In solchen Phasen sind Fänge und Entnahmen nur in Ausnahmefällen zu erwarten. 
Auch die Lichtverhältnisse, insbesondere beeinflusst durch die Mondphasen, können 
Auswirkungen auf die Entnahmeergebnisse haben. Unter privaten Jägerinnen und Jägern ist 
moderne Nachtsichttechnik zwar mittlerweile weit verbreitet, jedoch nicht flächendeckend im 
Einsatz. Neumondphasen oder starke Bewölkung können daher die Sichtbedingungen 
zusätzlich erschweren und die Erfolgswahrscheinlichkeit mindern. 
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23. Welche Entnahmeziele wurden je Zone festgelegt und wie wird überprüft, ob diese 
Ziele erreicht werden? 

 
In Sperrzone II und insbesondere in den in Planung befindlichen weißen Zonen sollen die 
Entnahmen deutlich erhöht werden, um dort den Schwarzwildbestand spürbar zu reduzieren. 
Zur Kontrolle dieses Ziels werden die Entnahmezahlen der betroffenen Reviere fortlaufend 
ausgewertet. 
In den Sperrzonen I und II werden die jeweiligen Jagdausübungsberechtigten gezielt 
angesprochen und auch über mögliche Unterstützungsangebote durch die Jagdeinheit ASP 
informiert.  
 
 
24. Wie definiert die Landesregierung den Begriff einer „intensiven Bejagung“ im 

Kontext der ASP-Bekämpfung? 
 
Im Rahmen der ASP-Bekämpfung ist eine deutliche Reduktion der Schwarzwildbestände 
durch eine intensive Bejagung wichtig. Dabei handelt es sich insbesondere im Kerngebiet nicht 
um die klassische Jagdausübung, sondern um eine Maßnahme der Tierseuchenbekämpfung. 
Die Entnahmen erfolgen gezielt, unter anderem durch den Einsatz von Nachsichtgeräten und 
Fallen.  
Zusätzlich wurden in ganz Nordrhein-Westfalen die Jägerinnen und Jäger zu einer verstärkten 
Bejagung von Schwarzwild aufgerufen, um das Risiko einer Ausbreitung der Seuche weiter 
einzudämmen. 
 
 
25. Welche Maßnahmen hält das Land für geeignet, um die Entnahmeintensität zu 

erhöhen? 
 
Um die Entnahmezahlen zu erhöhen, werden die jagdlichen Maßnahmen unter 
Berücksichtigung der jeweiligen örtlichen Verhältnisse (Jahreszeit, Witterung, Vegetation, 
Gelände, Populationsstruktur) durch die ASP-Leitstelle Jagd gezielt unterstützt und 
koordiniert. Die Kooperation mit der lokalen Jägerschaft ist dabei ein wichtiges Element. In 
diesem Zusammenhang werden die Jagdausübungsberechtigten und Revierinhaber auch 
gezielt beraten. 
Ein wichtiger Bestandteil ist die Aufwandsentschädigung für jedes erlegte Wildschwein, 
wodurch u. a. die entfallenen Erlöse aus dem Wildfleischverkauf und der zusätzliche Aufwand 
kompensiert werden können. 
Die Arbeit der ASP-Leitstelle Jagd erfolgt in Zusammenarbeit mit den Kreisen und der 
Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildtiermanagement des LAVE und koordiniert die 
Jagdausübung vor Ort. Darüber hinaus spielt die ASP-Jagdeinheit des Landes eine wichtige 
Rolle: Reviere, die aufgrund fehlender personeller Ressourcen oder Zeit keine höhere 
Entnahme leisten können, erhalten hier gezielte Unterstützung. 
Zudem wurden lokale Jagdausübungsberechtigte bereits in der Anwendung von Fallen 
geschult. Die Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildtiermanagement sowie die betroffenen 
Kreise haben hierfür zusätzliche Fallensysteme beschafft. Ergänzend wurden seitens des 
Landesbetriebs Wald und Holz sowie der WSVG Berufsjäger eingestellt, die die Maßnahmen 
vor Ort unterstützen. 
 
 
26. Welche dieser Maßnahmen wurden umgesetzt und mit welchem Erfolg? 
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Alle in der Antwort zu Frage 25 beschriebenen Maßnahmen wurden umgesetzt. Durch ihre 
Anwendung konnten in den einzelnen Zonen hohe Schwarzwildstrecken erzielt werden. Die 
entsprechenden Abschusszahlen sind in der Antwort zu Frage 21 aufgeführt. 
 
 
27. Welche Maßnahmen befinden sich noch in Vorbereitung bzw. wurden aus welchen 

Gründen bislang nicht umgesetzt? 
 
Die bereits ergriffenen Maßnahmen werden konsequent fortgeführt. Zusätzlich werden weitere 
Saufänge beschafft, um sie bei Bedarf schnell und flächendeckend einsetzen zu können. 
Gleichzeitig werden alle bestehenden Maßnahmen kontinuierlich überprüft und, falls 
erforderlich, lageabhängig angepasst, um ihre Wirksamkeit dauerhaft sicherzustellen. 
 
 
28. Aus welchem Grund wurde bislang von einer landesweiten Kostenübernahme von 

Abschussprämien für Schwarzwild abgesehen? 
 
In der Sperrzone I und II (inklusive des Kerngebiets) wird für den Abschuss von Schwarzwild 
ein Aufwandsersatz in der Form eines Pauschalbetrages bezahlt. Dieser Betrag wird als 
Ausgleich für Schäden, Einschränkungen in der Vermarktung des Wildbrets sowie durch die 
behördlich angeordnete verstärkte Bejagung des Schwarzwilds ausgezahlt. Außerhalb der 
genannten Sperrzonen ist die Bejagung von Schwarzwild nicht mit vergleichbaren Aufwänden 
bzw. Vermarktungsbeschränkungen verbunden, so dass von der landesweiten Zahlung einer 
Prämie allein für den Abschuss von Schwarzwild abgesehen wird.  
Gleichwohl wird die Jägerschaft in Nordrhein-Westfalen bei der Reduktion der 
Schwarzwildbestände unterstützt. Durch die landesweite Kostenübernahme der 
verpflichtenden Trichinenuntersuchung beim Wildschwein wird sie finanziell entlastet. 
Gleichzeitig erhält die Landesregierung durch das flächendeckende ASP-Monitoring die 
Möglichkeit, mögliche Viruseinträge frühzeitig zu erkennen. 
 
 
29. Wie häufig wurden die Berufsjäger/-innen des Landesbetriebs Wald und Holz NRW 

bereits zur Unterstützung bei der Bejagung angefordert? 
 
Die Landesbediensteten von Wald und Holz (darunter auch Revierjäger) sind seit dem 
Ausbruch der ASP in NRW im Einsatz. Die ASP-Jagdeinheit wurde von den drei betroffenen 
Kreisen angefordert und betreut die drohnengestützte Jagd sowie die Fallen. 
 
 
30. Inwieweit wurde das Konzept sogenannter „weißer Zonen“ umgesetzt? 
 
Die Einrichtung von weißen Zonen beruht auf einer Empfehlung der Europäischen 
Kommission und ist nicht im europäischen oder nationalen Tiergesundheitsrecht beschrieben. 
Weiße Zonen stellen nahezu wildschweinfreie Schutzkorridore dar. Dies soll die 
Infektionskette zwischen den Wildschweinen unterbrechen und eine Weiterverbreitung in freie 
Gebiete verhindern. Mit der Planung und Einrichtung weißer Zonen wurde begonnen. 
 
 
31. Wie viele Jagden wurden seit Ausbruch der ASP genehmigt und tatsächlich 

durchgeführt (bitte aufschlüsseln nach Ansitz- und Gemeinschaftsjagden)? 
 
Soweit der Landesregierung die erfragten Informationen vorliegen, sind die genehmigten und 
tatsächlich durchgeführten Jagden im ASP-Gebiet in der nachstehenden Tabelle aufgeführt. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20549 

 
 

13 

Kreis Jagden  
genehmigt  
gesamt 

davon  
tatsächlich  
durchgeführte 
Jagden  

davon  
Ansitzjagde
n 

davon  
Gemeinschaftsja
gden 

HSK 134 * 
(bezogen auf 
die Reviere 
bzw. 
Jagdausübung
sberechtigte) 

131 55 (SZ II) 30 (SZ II) 
49 (SZ I + 
Monitoring) 

OE k.A. k.A. 396 *  
(Jagderlaub
nisse 
Einzelperso
nen) 

35 

SI k.A. * k.A. k.A. k.A. 

 
Tabelle 2: Übersicht über die seit Ausbruch der ASP genehmigten Jagden 
* siehe auch Erläuterungen der einzelnen Kreise unten 
 
 
In allen betroffenen Kreisen wurde nach einer Phase der Jagdruhe die verstärkte Bejagung in 
den verschiedenen Zonen angeordnet: 
 
Hochsauerlandkreis 
In der Sperrzone I wurde die verstärkte Bejagung am 9. Juli 2025 angeordnet. In der Sperrzone 
II wurden ab dem 28. Juli 2025 sieben Ausnahmegenehmigungen zur letalen Entnahme von 
Schwarzwild zwecks Monitoringproben (nicht flächendeckend, sondern nur vereinzelt) erteilt. 
Ab dem 5. September 2025 wurden flächendeckend Ausnahmegenehmigungen zur letalen 
Entnahme in der Sperrzone II erteilt (wochenweise alternierend je nach Reviernummer). 
Ausnahmegenehmigungen zur letalen Entnahme ohne zeitliche Begrenzung für alle Reviere 
in Sperrzone II wurden ab dem 31. Oktober 2025 erteilt. 
Ab dem 23. Februar 2026 wurde ein Jagdverbot aufgrund eines ASP-positiv befundeten 
Wildschweins in 18 Revieren zwischenzeitlich ausgesprochen und am 5. Mai 2026 wieder 
aufgehoben. 
 
Kreis Olpe 
Im Kreis Olpe wurde die verstärkte Bejagung in der Sperrzone I (ab 9. Juli 2025), der 
Sperrzone II sowie dem Kerngebiet (beides ab 9. Oktober 2025) angeordnet. Durch diese 
Anordnungen wurden Einzelgenehmigungen von Jagden entbehrlich. 
 
Kreis Siegen-Wittgenstein 
Im Kreis Siegen-Wittgenstein wurde die verstärkte Bejagung in der Sperrzone II und dem 
Kerngebiet ab 2. Oktober 2025 angeordnet, nachdem die Jagd auf Wildschweine die ersten 
drei Monate nach Seuchenausbruch zunächst per Verfügung untersagt bzw. auf die letale 
Entnahme von Schwarzwild zum Zwecke des Monitorings beschränkt war. 
Durch die grundsätzliche Genehmigung der Jagd auf Schwarzwild zum 1. Oktober 2025 
wurden auch hier Einzelgenehmigungen von Jagden entbehrlich. 
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32. Welche Erkenntnisse liegen zu Gründen vor, aus denen genehmigte Jagden nicht 
durchgeführt wurden? 

 
Im Hochsauerlandkreis sowie im Kreis Olpe konnten wenige genehmigte Jagden 
witterungsbedingt nicht stattfinden. Für den Kreis Siegen-Wittgenstein liegen der 
Landesregierung keine Erkenntnisse vor. 
 
 
33. Welche Fangjagdstrategie verfolgt die Landesregierung (bitte angeben: 

eingesetzte Fangmethoden, Anzahl der Fallen, Positionierung, Kontrollintervalle, 
Fangquote)? 

 
Aktuell werden Fallen (sogenannte Kleinfänge) aus Doppelstabmatten eingesetzt. Seitens des 
Landes sind derzeit 45 Fallen im ASP-Gebiet im Einsatz. Zusätzlich zu den Beschaffungen 
über die Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildtiermanagement werden inzwischen auch 
Fallen durch die Kreisordnungsbehörden beschafft. 
Die Fallen werden täglich im Zuge der Futterausbringung (Mais) kontrolliert und durchgehend 
mittels Kameras überwacht. Erst wenn Schwarzwild regelmäßig und zu geeigneten Zeiten die 
Fallen aufsucht, werden diese fängisch gestellt und ein Fang durchgeführt. 
Bei den Fallen erfolgt die Auslösung ausschließlich manuell durch das Entnahmeteam.  
 
 
34. Wie viele zusätzliche Fangsysteme wären kurzfristig verfügbar? 
 
Derzeit werden alle verfügbaren Fallen – mit Ausnahme jener, die für die Ausbildung der 
Fangteams vorgesehen sind – unmittelbar in die Einsatzgebiete verbracht. In den 
vergangenen Monaten wurden mehrfach zusätzliche Systeme nachbestellt und ausgeliefert. 
Wie viele Fallen kurzfristig bereitgestellt werden können, hängt von den Kapazitäten der 
jeweiligen Lieferanten ab. 
 
 
35. Wie viele fachlich geeignete Personen gemäß § 4 ASP-JVO NRW sind registriert 

(bitte aufschlüsseln nach Revierjägern, Lehrgangsteilnehmern und sonstigen 
geeigneten Personen)? 

 
103 Personen wurden für den Einsatz mit Fallen ausgebildet. 
Insgesamt wiesen dabei 27 Personen eine Ausbildung zum Revierjäger auf, obwohl 
Revierjäger auch ohne zusätzliche Schulung Saufänge betreuen dürfen. In Absprache mit dem 
Berufsverband der Berufsjäger (Landesverband NRW) wurde die Schulung trotzdem 
durchgeführt, um die Besonderheiten beim Einsatz der Fallen zu üben. 
 
 
36. Wie viele Saufanglehrgänge wurden seit Ausbruch der ASP durchgeführt (bitte 

Datum und Teilnehmerzahl)? 
 
Insgesamt wurden seit dem Ausbruch der ASP in Nordrhein-Westfalen vier Schulungen mit 
folgenden Teilnehmerzahlen durchgeführt: 
30. Juli 2025:   11 Teilnehmer/-innen 
9. September 2025:  25 Teilnehmer/-innen 
12. März 2026:   21 Teilnehmer/-innen 
16. April 2026:   13 Teilnehmer/-innen 
Für den Monat Juni 2026 sind zwei weitere Termine geplant. 
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37.  Nach welcher Strategie erfolgt die Kadaversuche zur Sicherstellung einer 
flächendeckenden Gebietsabdeckung? 

 
Die Kadaversuche wird unter Einsatz von Drohnen und ausgebildeten Kadaversuchhunden 
geplant und durchgeführt. Bei einem Neufund erfolgt eine gezielte Absuchung des 
umliegenden Gebietes. Anschließend wird die weitere Gebietskulisse festgelegt und 
systematisch abgesucht. Parallel dazu wird die Suche während des Baus der Zäune 
fortgesetzt.  
Im Kerngebiet erfolgt die Suche von außen nach innen, zentripetale Vorgehensweise. Die 
Suche dient zum einen der Absicherung der Gebietskulisse und zum anderen der Entfernung 
infektiösen Materials. Die Durchführung der Suche wird durch das anspruchsvolle Gelände 
des Gebiets erschwert.  
Standorte von Fallen zur Reduktion der Wildschweindichte werden gemieden, um eine 
Vergrämung des Schwarzwildes zu vermeiden und die Akzeptanz der Fallen zu erhöhen.  
Großräumige Absuchungen erfolgen insbesondere in Bereichen um Fund- und Erlegeorte, die 
außerhalb der bekannten Bereiche mit positiv auf ASP untersuchtem Schwarzwild liegen. 
Dabei kommt ebenfalls eine zentripetale Vorgehensweise zur Anwendung. 
 
 
38. Wie viele Kadaver wurden seit Ausbruch der ASP gefunden (bitte tabellarisch nach 

Kalenderwochen und Zonen)? 
 
Seit Ausbruch der ASP wurden insgesamt 1.466 Kadaver in Nordrhein-Westfalen gefunden 
(Abfragedatum 12. Juni 2026). 
Die Verteilung auf Kalenderwoche und Zonen ist der nachstehenden Tabelle zu entnehmen. 
Die Auswertung erfolgte für 2025 anhand der am 31. Dezember 2025 geltenden Sperrzonen. 
Die Auswertung erfolgte für 2026 auf Grundlage der am 12. Juni 2026 geltenden Sperrzonen 
(Kerngebiet, Sperrzonen II und I). Daten bis einschließlich 12. Juni 2026 wurden abgefragt. 
 
Verendet aufgefundene Wildschweine: 

KW  Kerngebiet Sperrzone II Sperrzone I NRW 
insgesamt 

24 2025 4 0 0 8 

25 2025 6 1 1 13 

26 2025 7 0 2 29 

27 2025 19 1 3 36 

28 2025 15 3 3 35 

29 2025 9 2 2 32 

30 2025 10 0 2 18 

31 2025 25 1 3 39 

32 2025 6 0 3 26 

33 2025 6 1 1 17 
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34 2025 33 1 1 46 

35 2025 21 2 1 32 

36 2025 29 1 1 42 

37 2025 1 0 2 15 

38 2025 4 2 3 21 

39 2025 7 1 0 18 

40 2025 3 1 1 12 

41 2025 6 1 0 14 

42 2025 2 5 1 16 

43 2025 7 3 1 18 

44 2025 15 2 0 26 

45 2025 14 2 0 24 

46 2025 14 4 1 24 

47 2025 12 1 0 23 

48 2025 7 2 0 24 

49 2025 11 2 0 19 

50 2025 21 0 3 30 

51 2025 5 1 0 13 

52 2025 5 2 0 12 

1 2026 7 3 0 12 

2 2026 2 0 0 7 

3 2026 7 0 1 13 

4 2026 6 0 4 18 

5 2026 5 1 0 9 

6 2026 12 1 0 22 

7 2026 26 0 0 32 

8 2026 8 0 0 11 

9 2026 23 3 1 29 

10 2026 22 2 4 43 
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11 2026 35 4 2 43 

12 2026 38 18 4 64 

13 2026 52 5 0 65 

14 2026 19 7 5 57 

15 2026 37 1 3 58 

16 2026 27 2 1 35 

17 2026 35 7 2 47 

18 2026 24 2 0 29 

19 2026 34 4 2 45 

20 2026 20 3 1 33 

21 2026 14 11 0 32 

22 2026 20 4 1 27 

23 2026 14 6 3 26 

24 2026 22* 3* 0* 27* 

SUMME 830 129 69 1.466 

 
* = Daten wahrscheinlich unvollständig (z. B. aufgrund verspäteten Probeneingangs, 
Nachuntersuchungen) 
 
Tabelle 3: Aufschlüsselung der seit Ausbruch der ASP gefundenen Kadaver 
 
 
39. Welche Erklärungen gibt es für ASP-positive Kadaverfunde außerhalb des 

ursprünglichen Kerngebiets? 
 
Die genaue Ursache für ASP-positive Kadaverfunde außerhalb des ursprünglichen 
Kerngebiets kann nicht immer mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ermittelt 
werden. Es liegen Hinweise vor, dass es in einigen Fällen zu der Verschleppung von 
Kadaverteilen durch fleischfressende Prädatoren oder Aasfresser gekommen sein kann, da in 
unmittelbarer Nähe zum Zaun Kadaverteile, teils mit Fraßspuren, gefunden wurden. Weiterhin 
kann nicht ausgeschlossen werden, dass Wildschweine über nicht abzäunbare Straßen das 
Kerngebiet verlassen konnten, z. B. angelockt durch gestreutes Salz auf winterlichen Straßen.  
 
 
40. Auf welche Weise wurden die Kadaver außerhalb des ursprünglichen 

Kerngebietes gefunden? 
 
Mit bloßem Auge sichtbare Kadaver(teile) werden von aufmerksamen 
Jagdausübungsberechtigungen oder Dritten an die Veterinärbehörden gemeldet. Ebenso wird 
Hinweisen auf Aas (z. B. in Form von Geruch oder Ansammlungen von Krähen) mit gezielten 
Kadaversuchen auch in Sperrzone II nachgegangen. Des Weiteren werden Kadaver(teile) 
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während der Absicherung der Gebietskulisse oder entlang einer geplanten Zaunbautrasse 
durch Kadaversuchhunde und Drohnen gefunden. 
 
 
41. Welche Schlussfolgerungen zieht das Land daraus für die Strategie der 

Seuchenbekämpfung? 
 
Eine vollständige Absperrung größerer Straßen mit Toren ist im Gegensatz zu Feld- und 
Wanderwegen nicht umsetzbar. Durch ergänzende Zäune an den Straßen sollen die 
Wildschweine von diesen Durchlässen abgelenkt werden. Um ein mögliches Entweichen ASP-
positiver Wildschweine frühestmöglich zu detektieren, ist ein regelmäßiges Absuchen des an 
das Kerngebiet angrenzenden Gebiets erforderlich. Um ein zielgerichtetes Absuchen zu 
ermöglichen, wird daher bei der täglichen Zaunkontrolle zusätzlich auf Spuren von 
Wildschweinen geachtet. 
 
 
42. Wie viele Kadaversuchtrupps sind im Einsatz (bitte je Trupp angeben: Zahl der 

Personen, Kadaversuchhunde, Qualifikation und Schulung)? 
 
Momentan besteht die Kadaversuchhundeeinheit (KSH) des Landesbetriebes Wald und Holz 
aus 24 einsatzfähigen und geprüften Suchhundeteams. Sechs weitere Suchhundeteams sind 
noch in Ausbildung. 
 
Die Suchgruppen je Einsatztag bestehen aus je vier Suchhundeteams und je vier bis sechs 
Helferinnen und Helfern der WSVG. 
  
Die Kadaversuchhunde werden nach einem klar definierten Ausbildungskonzept in den 
Bereichen Suchverhalten, Geruchsaufbau und Anzeigeverhalten von einem eigens dafür 
eingestellten Hundetrainer ausgebildet. Nach Abschluss der Ausbildung nach ca. sechs bis 
acht Monaten folgt dann eine erste Leistungsprüfung. 
Die Vorgaben für den Leistungsnachweis basieren auf den Ausbildungsinhalten und der 
Prüfungsordnung des Landesbetriebes Wald und Holz in Nordrhein-Westfalen vom 20. 
September 2022. 
  
Die unterstützende Kadaversuchhundegruppe aus Rheinland-Pfalz besteht aus ca. acht bis 
zehn Suchhundeteams. Die Kadaversuchhunde sind auf Basis einer Ausbildungskooperation 
zwischen Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz in ähnlicher Art und Weise ausgebildet 
und geprüft worden. 
Zusätzlich unterstützen seit dem 15. Juni 2026 Kadaversuchhundegespanne aus Bayern vor 
Ort.  
 
 
43. Wann wurde der Auftrag zur Drohnenkartierung des Kerngebiets vergeben? 
 
Die Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildtiermanagement im LAVE wurde mit Erlass vom 
8. Dezember 2025 um Erstellung eines Konzeptes zur Populationsschätzung mittels 
Drohnenbefliegung gebeten. Im Anschluss erfolgte über die betroffenen Kreise die 
Beauftragung der Drohnenpiloten. Die Koordination der Befliegung und Auswertung der Daten 
des Kerngebiets wurde durch die Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildtiermanagement 
durchgeführt.  
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44. Seit wann stehen Drohnen für die Kadaversuche zur Verfügung? 
 
Drohnen stehen seit Ausbruch der ASP für die Kadaversuche zur Verfügung, da sie zur 
Grundausstattung der WSVG gehören. 
 
 
45. Welche Organisation bzw. welches Unternehmen führt die Kartierung durch? 
 
Die Kartierung erfolgte durch die Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildtiermanagement im 
LAVE. 
 
 
46. Welche Leistungen umfasst dieser Auftrag konkret? 
 
Die Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildtiermanagement im LAVE wurde beauftragt, ein 
Konzept zur Populationsschätzung der Wildschweine im Kerngebiet mittels 
Drohnenbefliegung zu erstellen, um den Schwarzwildbestand vor Ort zu ermitteln. Anhand der 
Drohnenbefliegung wurde für die vom Kerngebiet betroffenen Gebiete des Kreises Olpe und 
des Kreises Siegen-Wittgenstein der Bestand vor und nach der Reproduktion geschätzt. 
 
 
47. Welche Kosten entstehen dadurch? 
 
Die Befliegung wurde im Rahmen der Tätigkeit der Forschungsstelle für Jagdkunde und 
Wildtiermanagement organisiert. Die entsprechenden Kostenrechnungen Dritter für die 
Dienstleistungen liegen der Landesregierung noch nicht vor. 
 
 
48. Wie viele Kadaver wurden bislang mithilfe von Drohnen detektiert? 
 
Der Einsatz von Drohnen für eine gezielte Kadaversuche ist insbesondere auf freien Flächen, 
wie zum Beispiel Wiesen, gut umsetzbar. Da es sich bei dem in Nordrhein-Westfalen 
betroffenen Gebiet um eine waldreiche Region mit großen Höhenunterschieden handelt, ist 
die Detektion von Kadavern mittels Kadaversuchhunden sensitiver als die Suche mit Drohnen. 
Daher werden für die Kadaversuche vorzugsweise Kadaversuchhunde eingesetzt. Die Suche 
mit Drohnen erfolgt nur in Gebieten, deren Topografie sich eignet. Insgesamt wurden auf diese 
Weise fünf Wildschweinkadaver mithilfe von Drohnen gefunden. 
 
 
49. Wie viele Entsorgungstonnen stehen in den ASP-Zonen zur Verfügung (bitte 

Standorte und maximale Entfernung zur nächsten Tonne angeben)? 
 
Die Gesamtzahl der öffentlich zugänglichen Entsorgungsmöglichkeiten mit Stand 12. Juni 
2026 beträgt neun innerhalb der Sperrzonen; fünf weitere befinden sich außerhalb der 
Sperrzone I. Die maximale Entfernung zwischen ihnen beträgt ca. 23 km. 
Darüber hinaus wurden Hegeringen bzw. Jagdausübungsberechtigten Entsorgungstonnen 
bzw. Kühlzellen in einer Anzahl von mehr als 245 zur Verfügung gestellt.  Grundsätzlich erfolgt 
die Entsorgung der Kadaver im Kerngebiet zentral durch die WSVG. Ergänzend übernimmt im 
Kreis Siegen-Wittgenstein die Feuerwehr die Entsorgung der Kadaver in Sperrzonen II und I.  
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50. Welche organisatorischen Regelungen gelten für Wartung und Leerung dieser 
Tonnen (zuständige Stellen und Leerungsintervalle)? 

 
Die Wartung und Leerung der Entsorgungstonnen sind in den betroffenen Kreisen wie folgt 
organisiert: 
 
Hochsauerlandkreis 
Für die Tonnen gibt es jeweils einen Verantwortlichen. Dabei handelt es sich entweder um 
einen Jäger oder einen Bediensteten eines Bauhofes. Diese Person meldet die Tonnen zur 
Abholung bei der Entsorgungsfirma an, sobald die Tonnen voll sind. Insofern gibt es keine 
festen, sondern an den Bedarf angepasste Leerungszeiten. 
 
Kreis Olpe 
Die Entsorgungstonnen befinden sich im Besitz der Hegeringe (Kühlzellen) bzw. der 
Jagdausübungsberechtigten (Einzeltonnen). Diese sind verantwortlich für den 
ordnungsgemäßen Umgang, die Reinigung und Desinfektion der Tonnen. Die Leerung der 
Tonnen wird durch ein Fachunternehmen durchgeführt – der Hegering bzw. der 
Jagdausübungsberechtigte beauftragt die Abholung eigenverantwortlich und bestimmt dabei 
das Leerungsintervall nach eigenem Ermessen, abhängig von der jeweiligen Nutzung und dem 
Kadaveraufkommen. 
 
Kreis Siegen-Wittgenstein 
Neben der Entsorgung der Tierkörper von Wildschweinen über die genannten 
Wildsammelstellen besteht an diesen Standorten die Möglichkeit, Probenmaterial wie ASP-
Blutproben und Trichinenproben abzugeben. Die Leerung findet alle zwei Tage statt. Hierbei 
werden durch amtliches Personal der Füllzustand der Entsorgungstonnen überprüft und 
beauftragte Tierkörperbeseitigungsunternehmen informiert. 
 
 
51. Warum wurde bislang keine flächendeckende Entsorgungsstruktur (z. B. 

Tonnenabstände von etwa 20 km) umgesetzt? 
 
Im Kerngebiet erfolgt die Bergung von erlegten Wildschweinen durch die WSVG, die über eine 
zentrale Sammelstelle in der Einsatzzentrale verfügt, in die die Kadaver verbracht werden. In 
Sperrzone II können die erlegten Wildschweine von den Jägern entweder für den eigenen 
Gebrauch innerhalb der Sperrzone verwendet werden oder die Beseitigung erfolgt über 
Sammelstellen. Auch der Aufbruch und Zerwirkreste müssen gesammelt und beseitigt werden. 
Die Sammlung und Beseitigung von Kadavern sowie Aufbruch- und Zerwirkresten folgt einem 
risikoorientierten Ansatz und ist mit dem derzeitigen System sichergestellt. Auf die 
Beantwortung der Fragen 49 und 50 wird verwiesen. 
 
 
52. Wie viele Kilometer Festzaun wurden seit Ausbruch der ASP errichtet? 
 
Seit Ausbruch der ASP wurden rund 515 km Festzaun errichtet (Stand: 16. Juni 2026).  
 
 
53. Nach welchen fachlichen Kriterien wurde der Zaunverlauf festgelegt? 
 
Bei der Planung und Umsetzung einer Zaunbautrasse sind die Abstände zu Verdachtsfällen 
und Ausbrüchen, Ergebnisse strategischer Kadaversuchen, Habitatnutzung durch den 
Wildbestand und geographisch-topographische Gegebenheiten zu berücksichtigen. Darüber 
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hinaus nehmen auf den Zaunverlauf auch Versorgungsleitungen, Abstimmungen mit den 
Straßenmeistereien sowie Belange des Natur- und Denkmalschutzes Einfluss. 
 
 
54. Wie häufig werden Zäune kontrolliert? 
 
Es findet eine tägliche Kontrolle statt. 
 
 
55. Wie viele Zaunschäden wurden festgestellt und wie schnell werden diese im 

Regelfall behoben? 
 
Zaunschäden werden selten beobachtet und im Falle des Auftretens unverzüglich von 
Mitarbeitenden der WSVG repariert. 
 
 
56. Warum wurden Elektrolitzen nur an Teilabschnitten angebracht? 
 
Der erhöhte Aufwand für das Anbringen der Elektrolitzen wurde nur in den Bereichen mit 
zahlreichen Spuren von Wildschweinen durchgeführt, um die abwehrende und leitende 
Funktion des Zauns zu verstärken. Auf diese Weise soll der Kontakt zwischen infizierten und 
nicht-infizierten Wildschweinen verhindert werden. 
 
 
57. Warum wurde das Kerngebiet erst nach Funden außerhalb des ursprünglichen 

Zauns erweitert? 
 
Die Einrichtung eines Kerngebiets beruht auf nationalem Tierseuchenrecht und dient im 
Zusammenhang mit der Zäunung dem Ziel, die Ausbreitung der ASP im Wildbestand zu 
begrenzen. Bei der Planung der zu umzäunenden Fläche ist zu beachten, die Ausbreitung der 
Seuche möglichst korrekt zu erfassen, um sicherzustellen, dass sich keine bereits infizierten 
Wildschweine außerhalb des zu umzäunenden Gebietes befinden. Eine Erweiterung der 
eingezäunten Kerngebiete erfolgt dann, wenn Funde außerhalb des Zauns auftreten und damit 
die Zäunungen an dieser Stelle (z. B. durch die Verschleppung von Kadaverteilen durch 
Prädatoren) überwunden wurde. 
 
 
58. Welche Lehren zieht die Landesregierung daraus, um die Ausbreitung effektiver 

zu verhindern? 
 
Im Rahmen der Tierseuchenbekämpfungsstrategie wurde bereits im März entschieden, als 
nächsten Schritt, die gesamte Sperrzone II einzuzäunen. Nach Abschluss dieser Maßnahmen 
sollen sogenannte weiße Zonen eingerichtet werden, um dort den Wildschweinebesatz massiv 
zu reduzieren und die Infektionskette zu unterbrechen.  
 
 
59. Welche Maßnahmen werden ergriffen, um unerwünschte Effekte wie verstärkte 

Wanderbewegungen („Badewannen-Effekt“) zu vermeiden? 
 
Wanderbewegungen werden durch die Errichtung von Zäunen und gezielte jagdliche 
Maßnahmen begrenzt. 
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60. Welche Datenquellen fließen in das ASP-Lagebild ein? 
 
Alle zur Verfügung stehenden Datenquellen werden je nach Fragestellung genutzt. Dies sind 
unter anderem:  
- Tierseuchennachrichten (TSN): bestätige Fälle, Verdachtsfälle 
- CSF / ASF WILD BOAR SURVEILLANCE DATABASE: negative 

Untersuchungsergebnisse 
- Herkunftssicherungs- und Informationssystem für Tiere: Schnittstelle Funde/ Erlegungen 

und Labor 
- Daten der Wildtierseuchen-Vorsorge-Gesellschaft mbH (WSVG) 
- Daten der Kadaversuchhundestaffel NRW 
- Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildtiermanagement: Daten der ASP-Jagdeinheit  
- Untere Jagdbehörden: Revierdaten (Grenzen) 
- Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen und Autobahn GmbH: Barrieren an 

Straßen wie Wildschutzzäune und Lärmschutzwände 
 
 
61. Wie häufig wird das Lagebild aktualisiert? 
 
Das LaTiKo erstellt wöchentlich einen behördeninternen Lagebericht mit aktualisierten Daten. 
Die Website des LAVE zur ASP2  wird ebenfalls regelmäßig wöchentlich aktualisiert. 
Behördenintern werden Veränderungen laufend auf dem Dienstweg je nach Erfordernis 
kommuniziert. 
 
 
62. Welche Rückmeldungen erhält das Land von beteiligten Akteuren zur Aktualität 

der Lageinformationen? 
 
Der Landesregierung liegen keine besonderen Rückmeldungen zur Aktualität der 
Lageinformation vor. 
 
 
63. Wie werden Monitoringdaten konkret zur Anpassung der Maßnahmen genutzt? 
 
Zur Beantwortung der Frage wird davon ausgegangen, dass auf die gemäß Schweinepest-
Monitoring-Verordnung erhobenen Daten Bezug genommen wird. Jede positive Probe hat zur 
Folge, dass die bestehenden Maßnahmen geographisch geprüft und erforderlichenfalls auf 
Basis der gewonnenen Erkenntnisse ausgeweitet werden. 
 
 
64. Wer trägt die operative Gesamtverantwortung für die ASP-Bekämpfung in NRW? 
 
Die Zuständigkeit und somit die Verantwortung für die ASP-Bekämpfung ist in der 
Zuständigkeitsverordnung für Tiergesundheit und Tierische Nebenprodukte (ZustVO 
TierGesG TierNebG NRW) festgelegt. Grundsätzlich liegt die Verantwortung für die 
Umsetzung der Maßnahmen für die Seuchenbekämpfung bei den betroffenen Kreisen. Die 
Datenerfassung zur Erstellung der Lageberichte und die Koordinierung erfolgt durch das 
LaTiKo im LAVE. Übergreifende Entscheidungen, z. B. die Schaffung von rechtlichen 
Rahmenbedingungen und die Erstattung von Kosten im Rahmen der ASP-Billigkeitsrichtlinie 
sind im Zuständigkeitsbereich des MLV verortet. 

 
2 https://www.lave.nrw.de/themen/tiere/tiergesundheit/tierseuchen/aktuelle-lage-der-

afrikanischen-schweinepest 
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65. Inwieweit hat das Ministerium nach §1 AG TierGesG TierNebG NRW von der 
Ermächtigung zur Übertragung bestehender Anordnungs- und 
Regelungsbefugnisse Gebrauch gemacht? 

 
Bislang hat das Ministerium keinen Gebrauch von der Ermächtigung nach § 1 AG TierGesG 
TierNebG NRW gemacht. 
 
 
66. Wie definiert die Landesregierung eine „dringende Erforderlichkeit“ i. S. d.  

§1 AG TierGesG TierNebG NRW? 
 
§ 1 AG TierGesG TierNebG NRW ermächtigt das Ministerium dazu, die im Bereich des 
Tierseuchenrechts bestehenden Anordnungs- und Regelungsbefugnisse abweichend von der 
normalen Zuständigkeitsverteilung zu verschieben. Es handelt sich somit um eine 
Ausnahmevorschrift. Als solche ist § 1 AG TierGesG TierNebG NRW prinzipiell eng 
auszulegen, was auch und insbesondere für die Begriffe „dringend erforderlich“ gilt. Dem 
Begriff „dringend“ wohnt nach Ansicht der Landesregierung eine zeitliche Komponente inne, 
während der Begriff „erforderlich“ nach im Verhältnis zur Kompetenzverschiebung weniger 
eingriffsintensiven Alternativen fragt. Hiervon ausgehend ist eine Kompetenzverschiebung 
insbesondere dann „dringend erforderlich“, wenn die normale Zuständigkeitsverteilung in 
einem konkreten Tierseuchengeschehen schlechterdings nicht geeignet ist, eine 
sachgerechte und effektive Tierseuchenbekämpfung zu gewährleisten, und alternative 
Maßnahmen wie insbesondere die üblichen aufsichtsrechtlichen Befugnisse erfolglos 
ausgeschöpft worden sind oder mit hinreichender Wahrscheinlichkeit nicht Erfolg 
versprechend ausgeschöpft werden können. 
 
 
67. Unter welchen Voraussetzungen sieht die Landesregierung weiteren Bedarf zur 

Zentralisierung von Anordnungs- und Regelungsbefugnissen? 
 
Derzeit wird weder ein aktueller noch ein potenzieller Zentralisierungsbedarf gesehen. Im 
Übrigen wird auf die Beantwortung der Frage 66 verwiesen. 
 
 
68. Inwieweit unterscheiden sich die Vorgehensweisen der Veterinärämter der 

betroffenen Kreise? 
 
Maßnahmen und Allgemeinverfügungen der drei betroffenen Kreise werden grundsätzlich im 
Rahmen von Dienstbesprechungen abgestimmt, um eine kreisübergreifend möglichst 
einheitliche Seuchenbekämpfung zu gewährleisten. 
 
 
69. Wie trägt das Land konkret zur Vereinheitlichung des Vollzugs bei? 
 
Zwischen den drei betroffenen Kreisen, dem LaTiKo und dem MLV finden wöchentlich Lage- 
und Strategiebesprechungen statt, um einheitliche Maßnahmen und Vorgehensweisen zu 
besprechen. Weiterhin wird das behördliche Handeln durch Erlasse des MLV vereinheitlicht, 
beispielsweise zu Monitoringuntersuchungen oder zur Verbringung von Schlachtschweinen 
nach außerhalb der Sperrzonen. 
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70. Welche weiteren Maßnahmen zur Vereinheitlichung des Vollzugs plant die 
Landesregierung? 

 
Maßnahmen zur Vereinheitlichung des Vollzugs werden jeweils bedarfsorientiert im Rahmen 
von behördenübergreifenden Besprechungen geplant. 
 
 
71. Inwieweit ist die Landesregierung auch mit den um das bisherige 

Verbreitungsgebiet der ASP umliegenden zuständigen lokalen Behörden in 
Abstimmung, um im Ausbruchsfall eine effektive Bekämpfung sicherzustellen? 

 
In ca. zweimonatlichen Abständen finden Informationsveranstaltungen über aktuelle 
Entwicklungen hinsichtlich der ASP für alle Kreise und kreisfreien Städte in Nordrhein-
Westfalen statt. Insbesondere hinsichtlich der Verbesserung der ASP-Früherkennung im 
Rahmen des freiwilligen ASP-Früherkennungsprogramms für schweinehaltende Betriebe 
haben Informationsveranstaltungen für Tierhalterinnen und Tierhalter sowie praktizierende 
Tierärztinnen und Tierärzte in den benachbarten Kreisen stattgefunden. 
 
 
72. Wie bereitet sich die Landesregierung auf einen möglichen ASP-Ausbruch in 

Regionen des Landes mit zahlreichen Schweinemast-Betrieben vor? 
 
Der Eintrag der ASP in schweinehaltende Betriebe sollte unbedingt verhindert werden. Sollte 
es zu einem Eintrag kommen, muss die Infektion möglichst früh detektiert werden, um eine 
Verschleppung in andere Betriebe zu verhindern. Das in Nordrhein-Westfalen bereits seit dem 
Jahr 2020 etablierte freiwillige ASP-Früherkennungssystem (ehemals „ASP-Status“) wurde im 
Jahr 2024 an die aktuelle Rechtslage angepasst. Im Rahmen des ASP-
Früherkennungsprogramms erfüllen Betriebe bereits vor Nachweis der ASP in einer Region 
alle Anforderungen der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594, deren Restriktionen bei 
einem Ausbruch der ASP Anwendung finden. Der Hauptvorteil des ASP-
Früherkennungsprogramms ist die frühzeitige Erkennung eines potenziellen Eintrags in 
Hausschweinbestände. Zudem ist es vorteilhaft, dass die Anforderungen an die Biosicherheit 
bereits erfüllt und vom Veterinäramt überprüft wurden. Die Untersuchung von Blutproben wird 
durch Beihilfen der Tierseuchenkasse NRW unterstützt. Weiterhin werden Beihilfen für 
Biosicherheitsberatungen durch die Tierseuchenkasse NRW gewährt. Die Beihilfe umfasst 
eine zweimalige tierärztliche Beratung durch die bestandsbetreuende Tierarztpraxis oder den 
Schweinegesundheitsdienst. Außerdem kann einmalig eine bauliche Beratung durch Berater 
der Landwirtschaftskammer in Anspruch genommen werden. 
 
 
73. Wie viele Jagdreviere liegen in den ASP-Zonen (bitte nach Kerngebiet, Sperrzone 

I und II sowie nach Eigen- und Gemeinschaftsjagdbezirken)? 
 
Im Kreis Olpe liegen derzeit 55 Jagdreviere im Kerngebiet (30 Eigenjagdbezirke (EJB), 25 
Genossenschaftsjagdbezirke (GJB), 89 Jagdreviere in der Sperrzone I (44 EJB, 45 GJB) und 
96 Jagdreviere in der Sperrzone II (40 EJB, 56 GJB). Im Kreis Siegen-Wittgenstein liegen 11 
Jagdreviere im Kerngebiet, 86 Jagdreviere in der Sperrzone I und 190 Jagdreviere in der 
Sperrzone II. Im Hochsauerlandkreis liegen 22 Jagdreviere im Kerngebiet (8 EJB, 14 GJB), 
114 Jagdreviere in der Sperrzone I (66 EJB, 48 GJB) und 71 Jagdreviere in der Sperrzone II 
(39 EJB, 32 GJB). 
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74. Wie viele Jagdausübungsberechtigte sind in diesen Revieren registriert? 
 
Im Kreis Olpe sind 320, im Kreis Siegen-Wittgenstein 370 und im Hochsauerland 229 
Jagdausübungsberechtigte im Kerngebiet und den Sperrzonen I und II registriert. 
 
 
75. Welche öffentlich-rechtlich bewirtschafteten Reviere liegen in diesen Zonen? 
 
Im Kreis Olpe liegt in Sperrzone I ein öffentlich-rechtlich bewirtschaftetes Jagdrevier, in 
Sperrzone II liegen vier und im Kerngebiet zwei. Im Kreis Siegen-Wittgenstein liegen zehn 
Eigenjagdbezirke in der Sperrzone I (davon vier städtische und sechs des Landesbetriebes 
Wald und Holz NRW) und 14 Eigenjagdbezirke in der Sperrzone II (davon drei städtische, zehn 
des Landesbetriebes Wald und Holz NRW und ein Eigenjagdbezirk des Bundes). Die 
Bewirtschaftung erfolgt teilweise durch Verpachtung, teilweise durch entgeltliche 
Begehungsscheine, teilweise in Eigenregie (Landesbetrieb). Im Hochsauerlandkreis liegen 
fünf öffentlich-rechtlich bewirtschaftete Reviere in der Sperrzone I und vier in der Sperrzone II. 
 
 
76. Welche potenziellen Ausnahmeregelungen zur Vermarktung von 

Wildschweinfleisch und Wildschweinerzeugnissen sieht die Landesregierung 
unter Berücksichtigung des geltenden EU-Regimes? 

 
Die Möglichkeiten der Vermarktung von Wildschweinefleisch und Wildschweinerzeugnissen 
sind in der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 geregelt. Grundsätzlich besteht ein 
Verbringungsverbot für Sendungen von frischem Fleisch, Fleischerzeugnissen und anderen 
Erzeugnissen tierischen Ursprungs, tierischen Nebenprodukten und Folgeprodukten, die von 
Wildschweinen innerhalb von und aus den Sperrzonen I und II gewonnen wurden. Von dem 
Verbringungsverbot können individuell abhängig nach Sperrzone Ausnahmen erteilt werden. 
Die rechtlichen Vorgaben aus der EU-Durchführungsverordnung sind an dieser Stelle bindend. 
 
 
77. Welche konkreten Erfahrungen anderer Bundesländer veranlassen die 

Landesregierung zu der Einschätzung, dass eine Eruierung von 
Vermarktungsanreizen für negativ getestetes Wildbret auf EU-Ebene nicht 
produktiv wäre? 

 
Schwarzwildprodukte können ein erhebliches Risiko für die Verschleppung des ASP-Virus 
darstellen, weshalb die rechtlichen Vorgaben in der EU-Durchführungsverordnung sehr 
detailliert sind und wenig nationalen Handlungsspielraum lassen. Die direkte 
Kontaktaufnahme von anderen Bundesländern mit der Europäischen Kommission zu 
Fragestellungen der Vermarktung von Haus- und Wildschweinefleisch hat nicht zu einem 
gewünschten Ergebnis geführt. Aus diesen Gründen sieht Nordrhein-Westfalen auch in 
Abstimmung mit dem BMLEH die Wahrscheinlichkeit als sehr gering an, eine vereinfachte 
Vermarktungsmöglichkeit für negativ getestetes Wildbret auf EU-Ebene zu erreichen. 
 
 
78. Welche konkreten Einschätzungen hinsichtlich der Vermarktungsmöglichkeiten 

von Wildbret-Produkten mit Kreuzinnenstempel liegen der Landesregierung vor? 
 
Fleisch von Wildschweinen aus der Sperrzone II ist für eine risikominimierende Behandlung 
vorgesehen und wird mit einem sogenannten Kreuzinnenstempel gekennzeichnet. Dieses 
Fleisch darf nicht als frisches Fleisch an den Verbraucher abgegeben werden, sondern muss 
einer risikominimierenden Behandlung (z. B. Wärmebehandlung mit Erreichung einer 
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Kerntemperatur von 70 °C) unterzogen werden. Die Betriebe, die diese Behandlung 
durchführen, müssen einerseits für diese Tätigkeit benannt werden und zusätzlich zwingend 
in der entsprechenden Sperrzone liegen, da das Fleisch die Sperrzone erst nach der 
Behandlung verlassen darf. In Nordrhein-Westfalen ist derzeit kein Betrieb in der Sperrzone 
für die risikominimierende Behandlung von Wildfleisch benannt. Daher ist eine Vermarktung 
des Fleisches mit Kreuzinnenstempel in Nordrhein-Westfalen derzeit nicht möglich.  
 
 
79. Wie und durch wen erfolgte die die Überprüfung etwaiger 

Vermarktungsmöglichkeiten? 
 
Es erfolgte die erneute rechtliche Überprüfung der Vermarktungs-möglichkeiten und 
Rücksprachen mit dem Bund und den anderen Bundesländern. In der betroffenen Region 
wurden durch die Kreise und die Jäger, Metzgereien, Verarbeitungsbetriebe und andere 
Lebensmittel verarbeitende Unternehmen angesprochen, ob eine Abnahme von größeren 
Mengen Wildschweinefleisch möglich ist. Die Überprüfung etwaiger 
Vermarktungsmöglichkeiten von Wildschweinefleisch erfolgte durch das MLV durch 
Rücksprache mit den bereits betroffenen Bundesländern. Von Seiten der Wirtschaft und der 
betroffenen Kreise sind ebenfalls Überprüfungen und Versuche der Verbesserung der 
Vermarktbarkeit erfolgt.  
 
 
80. Wie haben sich die gemeldeten Wildschäden seit Ausbruch der ASP entwickelt 

(bitte Schadenshöhe und Verteilung nach Zonen angeben)? 
 
Eine landesweit konsolidierte statistische Erfassung der im Rahmen der örtlichen 
Wildschadensverfahren entstehenden Gesamtschadenshöhe, differenziert nach ASP-Zonen, 
liegt nicht vor.  
 
 
81. Erkennen die zuständigen Behörden grundsätzlich eine öffentliche 

Wildschadenshaftung im örtlichen Geltungsbereich von jagdbeschränkenden 
Allgemeinverfügungen oder erfolgt eine Einzelfallprüfung? 

 
82. Nach welchem Verfahren werden diese Wildschäden reguliert? 
 
Aus Gründen des Sachzusammenhangs werden die Fragen 81 und 82 gemeinsam 
beantwortet. 
 
Eine generelle bzw. pauschale Anerkennung einer öffentlichen Wildschadenshaftung allein 
aufgrund des Bestehens jagdbeschränkender Allgemeinverfügungen erfolgt in Nordrhein-
Westfalen nach Kenntnis der Landesregierung nicht. Vielmehr wird grundsätzlich eine 
Einzelfallprüfung vorgenommen. 
Hinsichtlich der verschiedenen potenziellen Ansprüche ist wie folgt zu differenzieren: Ein 
Grundeigentümer, dem ein Wildschaden entstanden ist, hat grundsätzlich gemäß § 29 Abs. 1 
Bundesjagdgesetz (BJagdG) einen Anspruch auf Wildschadensersatz gegen die 
Jagdgenossenschaft bzw. – im Regelfall der Abwälzung der Ersatzpflicht – gegen den 
Jagdausübungsberechtigten. Wird der Jagdausübungsberechtigte auf Wildschadensersatz in 
Anspruch genommen, stellt dies grundsätzlich einen Schaden im Sinne des § 6 Abs. 9 
TierGesG dar. Sind die weiteren Voraussetzungen dieser Vorschrift erfüllt, kann der 
Jagdausübungsberechtigte den ihm hierdurch entstandenen Schaden gegenüber der 
anordnenden Behörde geltend machen. 
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In den betroffenen Kreisen wurde darauf hingewiesen, dass Geschädigte nachweisen müssen, 
dass der Schaden gerade infolge der tierseuchenrechtlich angeordneten 
Jagdbeschränkungen entstanden ist. Die Bearbeitung erfolgt sodann unter Beteiligung der 
örtlich zuständigen Behörden und gegebenenfalls unter Hinzuziehung von 
Wildschadensschätzern. 
Ferner hat das MLV mit an die Kreise Olpe und Siegen-Wittgenstein gerichteten 
verfahrenslenkenden Hinweisen vom 8. Dezember 2025 darüber informiert, dass es die 
Anerkennung eines Direktanspruchs des geschädigten Grundeigentümers gegen den Kreis 
gemäß § 39a Abs. 1 TierGesG im Einzelfall für vertretbar erachtet. 
 
 
83. Welche Haushaltsmittel hat das Land NRW seit Ausbruch der ASP bereitgestellt 

und wie verteilen sich diese Mittel auf Bejagung, Zaunbau, Kadaversuche, 
Monitoring und Verwaltung? 

 

Kapitel /Titel 
Mittel 2025 
in EUR 

Mittel 2026 
in EUR 

15 040/547 12 (WSVG, 
Digitalisierung etc.) 

858.300 1.327.500 

15 040/632 12 
(Suchhundestaffeln) 

300.000 434.000 

15 040/671 12 
(ASP-
Billigkeitsrichtlinie) 

1.235.000 29.483.000 * 

15 300/547 10 (ASP-
Monitoring) 

522.700 852.000 

Gesamt 2.916.000 32.096.500 

 
Tabelle 4: Übersicht über die seit Ausbruch der ASP bereitgestellten Haushaltsmittel 
* 3.180.000 EUR für die Jagdprämie 
 
 
84. Welche Rolle übernimmt die Wildtierseuchen-Vorsorge-Gesellschaft (WSVG), 

welche Aufgaben wurden ihr übertragen und welche Kosten sind dadurch bislang 
entstanden? 

 
Die WSVG betreibt und unterhält die Einsatzzentrale vor Ort. Sie führt die 
Zaunbaumaßnahmen, die Unterhaltung und Kontrolle der errichteten Zäune sowie die 
Kadaverbeprobung und -bergung im Auftrag der betroffenen Kreise durch. Die Kosten stellt 
sie den Kreisen in Rechnung. Diese wiederum erhalten diese Ausgaben im Rahmen der 
Billigkeitsrichtlinie vom Land erstattet (siehe Tabelle oben). Die WSVG hat für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben bisher insgesamt 13.186.446,05 EUR erhalten.        
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85. Inwieweit genügen die aktuellen Haushaltsmittel und personellen Ressourcen, um 
auch bei einer weiteren Verbreitung der ASP eine effektive Bekämpfung 
sicherzustellen? 

 
Mit dem Ergänzungshaushalt 2026 sowie bei der Erstellung des Haushaltsplanentwurfs 2027 
wurden finanzielle Vorkehrungen für die ASP-Bekämpfung getroffen. Mittels Hochrechnungen 
auf Basis bereits entstandener Kosten wurde angestrebt, den Mittelbedarf möglichst valide zu 
prognostizieren. Konkrete finanzielle Auswirkungen sind aufgrund des dynamischen 
Tierseuchengeschehens nur schwer vorhersagbar. 
 
 
86. Wie sieht die Gesamtstrategie der Landesregierung zur öffentlichen Aufklärung 

im Zusammenhang mit der ASP aus? 
 
Die Landesregierung klärt die Öffentlichkeit seit Beginn des ASP-Geschehens zeitnah und in 
Absprache mit den Pressestellen der drei betroffenen Kreise über mehrere, sich ergänzende 
Kanäle über die aktuelle Situation auf. Es wird auf die Antwort zu Frage 92 verwiesen. 
 
 
87. In welchen Bereichen sieht die Landesregierung einen besonderen öffentlichen 

Aufklärungsbedarf und welche konkreten Maßnahmen zur verstärkten Aufklärung 
leitet sie daraus ab? 

 
Eine gute Aufklärung der Öffentlichkeit wird insbesondere im Bereich der Privatpersonen und 
das Gebiet besuchenden Personen (Tourismusgebiet) gesehen, weshalb von den Kreisen 
zahlreiche Schilder zur Information aufgehängt und Informationen für unterschiedliche 
Bevölkerungsgruppen auf den Internetseiten der Kreise veröffentlicht wurden. Im Kreis Olpe 
wurden ca. 1.200, im Kreis Siegen-Wittgenstein ca. 1.500 und im Hochsauerlandkreis ca. 
1.550 Schilder aufgehängt. Derzeit laufen Vorbereitungen, größere Verkehrsachsen zu 
beschildern. An den Autobahnraststätten ist eine entsprechende Beschilderung seitens der 
Autobahn GmbH umgesetzt. 
 
 
88. Inwieweit ist eine Kontinuität in der Aufklärung gewährleistet? 
 
Es wird auf die Antwort zu Frage 86 verwiesen. 
 
 
89. Wie validiert die Landesregierung die Wirksamkeit ihrer Maßnahmen? 
 
Die Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen wird in regelmäßigen Strategie-Besprechungen 
mit allen beteiligten Akteuren validiert. 
 
 
90. Welche hoch frequentierten Routen und Gebiete des Tourismus und der 

Naherholung hat die Landesregierung in den ASP-Regionen als potenzielle 
Quellen der Seuchenverbreitung identifiziert? 

 
Die Landesregierung hat keine konkreten, hoch frequentierten Tourismus- oder 
Naherholungsgebiete in den ASP-Regionen als potenzielle Quellen der Seuchenverbreitung 
identifiziert. Zwar besteht grundsätzlich ein theoretisches Risiko durch menschliche Aktivitäten 
im Wald, weshalb die Allgemeinverfügungen in den Sperrgebieten entsprechende Auflagen 
enthalten. So gilt eine Anleinpflicht für Hunde, das Betreten des Waldes ist nur auf Wegen 
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gestattet und Personen, die mit Wildschweinen in Berührung kommen, müssen sich reinigen 
und desinfizieren. Die Tourismusverbände unterstützen aktiv die Sensibilisierung ihrer Gäste, 
z. B. durch entsprechende Auslagen, Flyer usw. Aktuell besteht kein Verdacht, dass das ASP-
Virus durch Touristen oder Erholungssuchende verbreitet wird. Die Bevölkerung in den 
Kreisen Siegen-Wittgenstein, Olpe und dem Hochsauerlandkreis ist ausreichend sensibilisiert, 
etwaige Auffälligkeiten zu melden. 
 
Vor dem Hintergrund, dass ASP-infizierte Wildschweine sich schon nach wenigen Tagen 
hochfiebernd in die Einstandsgebiete zurückziehen, werden Erholungssuchende in den 
ausgewiesenen Restriktionszonen in aller Regel nicht auf infizierte Wildschweine auf den 
Wald- und Wanderwegen treffen.  
 
 
91. Welche speziellen Gruppen von Naturnutzern (z.B. Radfahrer, Pilzsammler, 

Bushcrafter, etc.) wurden als besonders relevant identifiziert? 
 
Die Kulturlandschaft wird zu Freizeitzwecken vor allem durch einheimische und besuchende 
Menschen genutzt. Es ist festzustellen, dass die Ehrholungssuchenden und Waldnutzenden 
sensibilisiert sind und sich überwiegend an das Wegegebot halten.  
Es liegen vereinzelte Hinweise vor, dass sich einzelne Personen nicht an das Wegegebot 
gehalten haben. Zusätzlich sind einzelne Beschwerden zur Waldnutzung durch Mountainbiker 
eingegangen. Die Bewegungsmuster und die Nutzung von Waldwegen durch diese Personen 
können indirekt zur Verbreitung von Kontaminanten beitragen, wenn z. B. Schmutz an Reifen 
oder Schuhen haftet. 
 
Als besonders relevante Gruppen von Naturnutzern wurden im Kontext der ASP-Prävention 
zudem Pilzsammlerinnen und Pilzsammler identifiziert – aufgrund ihrer intensiven, oft tiefen 
Waldbesuche und des erhöhten Kontaktrisikos mit dem Boden und potenziell infizierten 
Kadavern. Um diese Personengruppe gezielt zu sensibilisieren und auf das Wegegebot in den 
Sperrzonen zu verweisen, wurde bereits eine Sonderinformation herausgegeben. 
 
 
92. Welche konkreten Maßnahmen wurden ergriffen, um in potenziell gefährdeten 

Gebieten sowie in besonders relevanten Zielgruppen verstärkt für Aufklärung zu 
betreiben? 

 
Seit Ausbruch der ASP in Nordrhein-Westfalen ist es der Landesregierung wichtig, die 
Öffentlichkeit umfassend und transparent über die Geschehnisse zu informieren und 
gemeinsam gegen diese Tierseuche vorzugehen, um Tierleid zu mindern und wirtschaftliche 
Schäden für Waldbesitz, Landwirtschaft sowie den Tourismus zu minimieren. 
  
Darum betreibt das Land Nordrhein-Westfalen eine breit gefächerte Aufklärungs- und 
Berichtskampagne zur ASP, um Bürger und Bürgerinnen, Jäger und Jägerinnen sowie 
Landwirte und Landwirtinnen zu sensibilisieren und zu informieren. Dies geschieht auf 
verschiedenen Ebenen: 
 
1) Zentrale Portale: Das MLV informiert über die aktuellen Geschehnisse auf der MLV-

Website sowie auf den Seiten des LAVE, wo laufend aktuelle Zahlen und Informationen 
veröffentlicht werden. 

 
2) Pressegespräche, Pressemitteilungen & Soziale Medien: Wenige Tage nach dem 

bestätigten ersten Fall der ASP hat das MLV die Presse ins Kreishaus Olpe geladen, um 
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gemeinsam mit Beteiligten vor Ort über die aktuelle Lage zu informieren. Weitere 
Pressegespräche mit Teilnahme der Kreise haben stattgefunden. 

 
Das MLV hat zudem seit dem 13. Juni 2025 rund 20 Pressemitteilungen zur ASP 
veröffentlicht, so etwa zur aktuellen ASP-Lage, zur Jagd im Rahmen der 
Seuchenbekämpfung oder zur Erweiterung von Sperrzonen. 

 
Aktuelle Beiträge zur Seuchenbekämpfung werden zudem über die Social-Media-Kanäle 
des MLV – Facebook, Instagram, WhatsApp – kommuniziert. Eine eigens aufgelegte 
Informationskampagne bei Social Media gibt mittels Videos Einblicke in die Arbeit zur 
Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest. Dabei werden die enge Zusammenarbeit 
der beteiligten Akteure sowie die vor Ort ergriffenen Maßnahmen zur Eindämmung der 
Seuche anschaulich dargestellt. 

 
3) Zielgruppenansprache: Das MLV lädt regelmäßig auf verschiedenen Ebenen zu 

Stakeholder-Treffen ein um zu informieren und für das Thema zu sensibilisieren. Für den 
direkten Austausch mit der Jägerschaft wurde zudem die ASP-Leitstelle Jagd ins Leben 
gerufen, welche die Jagd in den betroffenen Gebieten koordiniert, um die Ausbreitung 
der ASP einzudämmen und die Wildbestände zu schützen. Für Jägerschaft, 
Tierärzteschaft und schweinehaltende Betriebe stellt das LAVE NRW spezielle 
Merkblätter und Verhaltensregeln bereit, etwa zur Kadaversuche oder Biosicherheit. 

 
4) Aufklärungskampagne seitens der Kreise: Die drei betroffenen Kreise informieren 

ihrerseits Presse und Stakeholder. Bürgerinnen und Bürger, die sich in den betroffenen 
Gebieten bewegen, werden darüber hinaus über Warnschilder und Plakate über die 
Situation informiert und auf die nötigen Vorsichtsmaßnahmen hingewiesen. 

 
 


